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Vorwort zur 2. Auflage

Dem Leser sei Dank, dass er innerhalb kurzer Zeit eine Neuauflage unseres 
Werkes ermöglicht hat. Es wurde allerdings Zeit. Denn Stillstand ist dem Steuer-
recht fremd, erst recht, wenn es um die Übertragung von Immobilien geht, die aus 
ertrag-, schenkungs-, umsatz- sowie grunderwerbsteuerlicher Sicht zu beleuchten 
sind. So mussten wir umfangreiche Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen 
sowie Schrifttum einarbeiten, was über Tausend Fußnoten augenfällig belegen. 

Besonderes Augenmerk haben wir auf die Übertragung von Immobilien in 
das Gesamthandsvermögen einer GmbH & Co. KG gerichtet (Rz. 22 f.). Hier 
sind neue Spielregeln zu beachten, wenn der Vorgang entweder als Einlage oder 
Veräußerung behandelt werden soll, eine Unterscheidung, die im Einzelfall mit 
gravierenden steuerlichen Folgen verbunden sein kann. Die Grenzlinie hat sich 
hier zugunsten der Veräußerung verschoben. Eine schlichte Einlage gelingt nur 
noch unter engen Voraussetzungen. Bemerkenswert ist auch, dass nach der Recht-
sprechung des BFH die Einbringung verlustintensiver Immobilien wegen des 
damit einhergehenden Wechsels der Einkunftsart die Einkunftserzielungsabsicht 
beenden kann, was zur Streichung von Vermietungsverlusten führt (Rz. 39). Neues 
ist ebenso zur Übertragung von § 6b-Rücklagen zu berichten. Sie scheitert, wenn 
die Rücklage in der beim Finanzamt eingereichten Bilanz des veräußernden 
Betriebes, auch versehentlich, nicht aufgelöst wurde (Rz. 68). Ein kaum noch 
steigerungsfähiger Formalismus. Andererseits hat sich der BFH mit dem Thema 
teilentgeltlicher Übertragung von Wirtschaftsgütern in das Gesamthandsver-
mögen sowie der Übertragung von Mitunternehmeranteilen nach vorheriger Aus-
lagerung wesentlicher Betriebsgrundlagen beschäftigt und eine für den Steuer-
pflichtigen vorteilhafte Position bezogen (Rz. 115 f.). Hier mussten wir jedoch 
kurz vor Drucklegung feststellen, dass die Finanzverwaltung wegen anhängiger 
Verfahren derzeit nicht bereit ist, dieser Rechtsprechung zu folgen. Damit kann in 
einschlägigen Fällen eine gestaltungssichere Vermögensübertragung nicht erreicht 
werden. Der weiteren Entwicklung ist mit Spannung entgegenzusehen. 

Im Umsatzsteuerteil haben wir die Behandlung des Vorbehalts- sowie Zu-
wendungsnießbrauchs aufgenommen (Rz. 259 f. und Rz. 265 f.). Sie führt in der 
Literatur ein Schattendasein, sollte jedoch nicht völlig vernachlässigt werden. 
Abschließend war über die gesetzgeberische Entwicklung von Immobilien zu 
berichten, die teilweise eigenen Wohnzwecken dienen. Ihre Behandlung hat sich 
seit dem 1. 1. 2011 grundlegend geändert (Rz. 413 f.). Der betroffene Personen-
kreis muss nunmehr vor allem darauf achten, betreffende Immobilien vorsorglich 
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vollständig dem Unternehmensvermögen zuzuordnen. Andernfalls entstehen beim 
späteren Nutzungswechsel Nachteile durch Wegfall der Vorsteuerkorrektur gem. 
§ 15a UStG (Rz. 382).

Wir bitten abschließend um Nachsicht, dass trotz gesteigerten Umfangs des 
Werkes auf rund 500 Seiten nicht alle Übertragungsvarianten berücksichtigt 
werden konnten. Für Anregungen aus dem Leserkreis sind wir daher sehr ver-
bunden.

Bad Homburg v.d.H., im Oktober 2013	 Bernd Meyer
	 Jochen Ball
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Vorwort zur 1. Auflage

Immobilien sind häufig Gegenstand von Vermögensübertragungen. Die Betei
ligten haben dabei neben zivilrechtlichen vor allem steuerliche Fragestellungen 
zu bewältigen,  die sich in ihrer Bedeutung nicht immer vollständig und ins-
besondere rechtzeitig offenbaren. Für eine Rückkehr zum früheren Rechtszustand 
ist es dann häufig zu spät. Das gilt vor allem, wenn das Finanzamt nach Jahren 
eine als richtig empfundene und tatsächlich gelebte Rechtsauffassung ganz oder 
teilweise verwirft. 

Das vorliegende Werk will die Intensität solcher Enttäuschungen, verbunden 
mit evtl. erheblichen finanziellen Risiken, spürbar reduzieren. Daher bleibt es 
nicht aus, gelegentlich tief in materiell-rechtliche Detailfragen einzudringen und 
die erwogenen Gestaltungsmöglichkeiten gegeneinander abzuwägen. Hilfreich 
ist in diesem Zusammenhang die Orientierung an konkreten, in unserer Be
ratungspraxis tatsächlich erprobten Übertragungsvarianten, zahlreichen praxis-
bezogenen Beispielen sowie die Verwendung zusammenfassender Übersichten 
und Schaubilder.  

Die Palette potentieller Übertragungsvarianten ist breit gefächert. Immobilien 
können zunächst als solche schlichtweg verschenkt, entgeltlich oder teilentgelt-
lich übertragen werden. Dabei ist die Versorgung des Übergebers im Bedarfsfall 
durch Nießbrauch bzw. Quotennießbrauch oder lebenslängliche wiederkehrende 
Leistungen gewährleistet. Dabei muss unterschieden werden, ob die Immobilie 
im Übertragungszeitpunkt zum Privat- oder Betriebsvermögen gehört und ob im 
letztgenannten Fall diese Eigenschaft bislang evtl. nicht erkannt wurde. Besondere 
Aufmerksamkeit verdient die unentdeckte Betriebsaufspaltung. Sie kann mit Voll-
zug der  Immobilienübertragung neben einer ungewollten Entnahme der Immobilie 
auch eine Entnahme der ebenfalls zum notwendigen Betriebsvermögen des Besitz-
unternehmens gehörenden GmbH-Anteile bewirken. Die mit einer solchen Gewinn-
realisierung verbundenen steuerlichen Folgen können zu gravierenden finanziellen 
Belastungen führen, falls sich über Jahrzehnte hinweg stille Reserven angesammelt 
haben, die zu allem Unglück nicht in eine § 6b-Rücklage eingestellt werden dürfen. 
Vermögensübertragungen müssen daher routinemäßig die Prüfung einschließen, ob 
die betreffende Immobilie in Form einer Betriebsaufspaltung steuerverstrickt ist. 

Je nach Sachverhalt und Zielvorstellungen der Beteiligten bietet sich alternativ 
an, die Immobilie nicht „nackt“ zu übertragen, sondern zunächst in eine gewerb-
lich geprägte GmbH & Co. KG einzubringen mit erst anschließender Übertragung 
der gesamten KG-Beteiligung oder nur eines Teiles davon. Wiederum eröffnet sich 
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die breite Gestaltungspalette einer Übertragung gegen Nießbrauchsvorbehalt bzw. 
lebenslängliche wiederkehrende Veräußerungs- sowie Versorgungsleistungen. 
Besonders attraktiv ist hier, dass der Eigentümer bei entsprechender teil- oder 
vollentgeltlicher Einbringung die Immobilie praktisch an sich selbst veräußert. 
Dadurch kann neues AfA-Potential geschaffen oder private Verbindlichkeiten 
als Kaufpreisbestandteil in den einkunftsrelevanten Bereich verlagert werden. 
Allerdings tangieren derartige Dispositionen den Regelungsbereich privater Ver-
äußerungsgeschäfte, so dass ggf. eine unentgeltliche Übertragung angeraten ist. 
Schließlich hat sich die GmbH & Co. KG bewährt, potentiell drohende Gewinn-
realisierungen durch Wegfall der Betriebsaufspaltung zu vermeiden. Als solche 
überlagert sie die Betriebsaufspaltung und vermeidet überraschende Steuerbe
lastungen aufgrund sachlicher oder personeller Entflechtung von Besitzunter
nehmen und Betriebsgesellschaft.

Besonders diffizil ist die Übertragung von KG-Anteilen im Rahmen vorweg-
genommener Erbfolge. Der Weg erwünschter Steuerneutralität ist mitunter ver-
mint, wenn vorhandenes Sonderbetriebsvermögen quotal, unter- oder überquotal 
mit übertragen wird bzw. gänzlich beim Schenker verbleibt oder von diesem 
zuvor in ein anderes Betriebsvermögen ausgelagert wurde (Gesamtplanrecht-
sprechung!). Hinzu kommen interessante schenkungsteuerliche Aspekte, die 
hinreichend bedacht werden müssen. Nur eine umfassende Betrachtung aller 
relevanten Steuerarten führt hier zu sinnvollen Übertragungsergebnissen.  

Das vorliegende Werk richtet sich an denjenigen, der aus Beratungssicht Im-
mobilienübertragungen begleitet. Möge es in dieser Eigenschaft nach Maßgabe 
der Zielvorstellungen der Vertragsparteien den Weg für eine steuerlich risiko-
freie Übertragung ebnen. Dazu haben wir die vorhandene Rechtsprechung, Ver-
waltungsanweisungen und das einschlägige Schrifttum intensiv ausgewertet, wie 
die nahezu 1.000 Fußnoten dokumentieren. Natürlich ist uns bewusst, dass die 
Rechtsentwicklung gerade im Immobilienbereich  nicht stillsteht, wie die jüngst 
verhinderten Restriktionen zu § 6b EStG im Jahressteuergesetz 2010 augenfällig 
belegen. Der Berater bleibt daher gefordert, stets die aktuellen Entwicklungen zu 
verfolgen.

Die Idee zu unserem Werk geht auf Frau Rechtsanwältin Dipl.-Ök. Brigitte 
Batke-Spitzer M.A. zurück, der wir besonderen Dank schulden. Ihre unermüd
lichen Anregungen im Rahmen einer gleichnamigen Seminarreihe haben es letzt-
lich geprägt und die Zuversicht gestärkt, sich diesem anspruchsvollen Thema zu 
stellen. Ob es erfolgreich bewältigt wurde, muss der Leser entscheiden.

Anregungen und Kritik aus dem Leserkreis nehmen wir gerne entgegen.

Bad Homburg, im Januar 2011	 Bernd Meyer
	 Jochen Ball  
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